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DIHK fordert Reformen: Weniger
Bürokratie für neue Unternehmen nötig

Die DIHK warnt vor verschlechterten Bedingungen für
Gründer in Deutschland und fordert Maßnahmen zur

Bürokratieabbau und Steuererleichterungen.

In Deutschland wächst bei Unternehmern die Besorgnis über die
zunehmend schwierigen Bedingungen, unter denen neue
Unternehmen gegründet werden müssen. Der Deutsche
Industrie- und Handelskammertag (DIHK) hat in einer aktuellen
Befragung signifikante Bedenken geäußert, die sich auf die
wachsenden Kosten und die bürokratischen Hürden beziehen,
die die Gründung und Führung von Unternehmen erschweren.
„Enorm gestiegene Kosten zum Führen von Betrieben und das
Dickicht bürokratischer Regelungen ersticken aktuell die Lust
am Unternehmertum“, klagt DIHK-Präsident Adrian, der einen
dringenden Handlungsbedarf sieht.

Die Stimmen der Befragten sind klar: Sie fordern eine
Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens und einen
offensichtlichen Abbau der Bürokratie. Diese Forderungen
scheinen in der aktuellen wirtschaftlichen Lage relevant zu sein,
da viele Unternehmer sich mit übermäßigen Vorschriften und
unerwarteten finanziellen Belastungen konfrontiert sehen. In
einer Zeit, in der Innovation und Unternehmergeist gefördert
werden sollten, scheinen die bestehenden Rahmenbedingungen
eher demotivierend zu wirken.)

Bürokratische Hürden abbauen

Um diese Probleme anzugehen, hat die DIHK neun Maßnahmen



vorgeschlagen, die spezifisch darauf abzielen, die
bürokratischen Hürden zu verringern und die Gründung neuer
Unternehmen zu erleichtern. Eine der zentralen Forderungen
beinhaltet die Vereinfachung von Formularen, um den
Gründungsprozess weniger komplex zu gestalten. Die Idee, dass
Ausländer in Deutschland einfacher Unternehmen gründen
können, wird ebenfalls hervorgehoben. Dies könnte nicht nur die
Diversifizierung des Unternehmertums fördern, sondern auch
internationale Talente anziehen.

Ein weiterer Punkt in den Vorschlägen der DIHK ist die
Einrichtung einer zentralen Anlaufstelle für Neugründungen.
Momentan sehen sich Gründer oft einer Vielzahl von
Anlaufstellen gegenüber, die sie durch den Dschungel
administrativer Anforderungen navigieren müssen. Eine zentrale
Stelle könnte helfen, den Aufwand erheblich zu reduzieren und
den Gründern zu ermöglichen, sich stärker auf ihre
Geschäftsideen zu konzentrieren.

Die Wichtigkeit von Standortpolitik

Adrian stellt außerdem fest, dass die Signale für eine bessere
Standortpolitik „kaum deutlicher sein könnten“. In Anbetracht
der sich ständig verändernden globalen Märkte ist es
entscheidend, dass Deutschland als Standort attraktiv bleibt.
Der Verlust an Unternehmergeist könnte einen breiten Einfluss
auf die Wirtschaft haben, was es umso wichtiger macht, auf die
Bedürfnisse der Unternehmer einzugehen und geeignete
Maßnahmen zu ergreifen.

Die DIHK hebt hervor, dass eine effektivere Standortpolitik nicht
nur zur Verbesserung der Wirtschaftslage beitragen würde,
sondern auch dazu, dass Deutschland als Land der Ideen und
Innovationen wahrgenommen wird. Im Wettbewerb mit
internationalen Standorten ist es unabdingbar, dass die
Rahmenbedingungen für Gründer stimmen.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die DIHK mit ihren



Vorschlägen einen klaren Appell an die politischen
Entscheidungsträger richtet. Der Erfolg von Unternehmen ist
eng verknüpft mit der Politik, die diesen Bereich steuert. Die
Maßnahmen, die vorgeschlagen werden, könnten die Weichen
stellen für eine positive Wende im Unternehmertum in
Deutschland.

Blick auf die Zukunft der
Unternehmensgründungen

Die aktuellen Entwicklungen zeigen, wie wichtig es ist, dass die
Politik die Bedürfnisse der Unternehmer erkennt und rechtzeitig
handelt. Es ist jetzt an der Zeit, die notwendigen Schritte zu
gehen, um eine erfolgreiche und nachhaltige Gründerkultur zu
fördern. Der Erfolg künftiger Unternehmen hängt nicht nur von
innovativen Ideen ab, sondern auch von einem unterstützenden
und förderlichen politischen Umfeld.

Politische Rahmenbedingungen

Die politischen Rahmenbedingungen für
Unternehmensgründungen in Deutschland sind in den letzten
Jahren stark diskutiert worden. Insbesondere wurde die
Notwendigkeit einer Reform des Steuerrechts und der Bürokratie
als entscheidend für die Förderung von Start-ups und
Kleinunternehmen hervorgehoben. Der Trend der
Unternehmensgründungen in Deutschland zeigt, dass trotz des
Unternehmergeistes viele potenzielle Gründer durch die
komplexen bürokratischen Anforderungen abgeschreckt werden.
Dies kann sich negativ auf die wirtschaftliche Dynamik des
Landes auswirken.

Laut dem „Gründerreport 2023“ der KfW Bank, haben sich die
Zahlen neu gegründeter Unternehmen im Vergleich zu den
Vorjahren nur langsam erholt. Die Befragung zeigt, dass 45 %
der Befragten angeben, bürokratische Hürden als Hauptgrund
anzuführen, warum sie nicht gründen oder ihr Unternehmen



nicht innerhalb Deutschlands expandieren. Eine Vereinfachung
der Genehmigungsverfahren und die Digitalisierung von
Verwaltungsprozessen könnten hier Abhilfe schaffen. 

Aktuelle Statistiken zur
Unternehmensgründung

Eine aktuelle Erhebung des Statistischen Bundesamtes belegt,
dass im Jahr 2023 etwa 800.000 Unternehmen in Deutschland
gegründet wurden, was einem Rückgang von 5 % im Vergleich
zum Vorjahr entspricht. Ein ökonomischer Schlüsselfaktor ist die
wirtschaftliche Unsicherheit, die durch verschiedene globale
Herausforderungen, wie die Energiekrise und
Lieferkettenprobleme verursacht wurde. Diese Faktoren tragen
dazu bei, dass die Zahl der Gründungen weiterhin unter Druck
steht.

Des Weiteren zeigt die Umfrage des Deutschen Industrie- und
Handelskammertags (DIHK), dass 70 % der Befragten eine
Reduzierung der steuerlichen Belastung für selbstständige
Unternehmer als notwendig erachten. Dies belegt den Wunsch
nach einer deutlichen Entlastung, die die Attraktivität
Deutschlands als Gründungsstandort erhöhen könnte. Die DIHK
bietet in ihrem Bericht konkrete Vorschläge an, um die
bestehenden Probleme anzugehen und ein
unternehmensfreundlicheres Umfeld zu schaffen.

Der Einfluss der Digitalisierung auf die
Gründungsdynamik

Die Digitalisierung spielt eine wesentliche Rolle für die
Modernisierung von Gründungsprozessen. Durch technologische
Fortschritte können viele bürokratische Hürden abgebaut
werden. Digitale Antragsverfahren und Online-Plattformen zur
Unterstützung von Gründern sind in vielen europäischen
Ländern bereits implementiert. In Deutschland könnte eine
ähnliche Strategie nicht nur die Effizienz steigern, sondern auch



dazu beitragen, dass mehr Menschen den Schritt in die
Selbstständigkeit wagen.

Ein Beispiel ist die im Jahr 2022 eingeführte Plattform „Startup
Germany“, die jungen Unternehmern mit Informationen und
Ressourcen zur Seite steht. Initiativen dieser Art könnten bald
vermehrt in den Mittelpunkt der politischen Diskussion rücken,
während Deutschland sich bemüht, den Anschluss im
internationalen Wettbewerb nicht zu verlieren. Auf lange Sicht
könnte die Nutzung digitaler Lösungen nicht nur die
Gründungshürden senken, sondern auch die internationale
Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen stärken.
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